
Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für 
Amtshandlungen im eigenen Hirkungskreis der Gemeinde 

Speinshart 
- Kostensatzung - 

Die Gemeinde Speinshart erläßt aufgrund von Art. 
22 des Kostengesetzes und Art. 23 der Gemeindeordnung 
mit Genehmigung des Landratsamtes Neustadt a.d.Naldnaab 
vom 24.02.1993 ‚ Nr. 20-O28-68/93 folgende Satzung über 
die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen wirkungs— 
kreis. 
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Die Gemeinde Speinshart erhebt für Tätigkeiten im 
eigenen Wirkungskreis, die sie in Ausübung hoheitlicher 
Gewalt vornimmt (Amtshandlungen), Kosten (Gebühren und 
Auslagen). 

5 2 

Die Höhe der Gebühren bemißt sich nach dem Kostenver- 
zeichnis (Kommunales Kostenverzeichnis‚ KommKVz)‚ das 
Anlage zu dieser Satzung ist. Für Amtshandlungen, die 
nicht im Kostenverzeichnis enthalten sind, wird eine 
Gebühr erhoben, die nach im Kostenverzeichnis bewerteten 
vergleichbaren Amtshandlungen zu bemessen ist. Fehlt eine 
vergleichbare Amtshandlung, so wird eine Gebühr von einer 
bis fünfzigtausend Deutsche Mark erhoben. Unberührt bleiben 
Gebührenregelungen, die schon in anderen Satzungen oder in 
Verordnungen getroffen sind. 

S 3 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 1993 in Kraft. 

Speinshart, 

Gemeinde Speinshart 

äzwuy 
Scherl 
1. Bürgermeister
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Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz) Anlage 

Tarif- Tarif- Gebühr 
gmppe NL Gegenstand DM 

0 Allgemeine Verwaltung 

O0 Allgemeine Amtshandlungen 
Vorschriften der Tarifgruppen 0l—8 des 
Kostenverzeichnisses gehen den Vor- 
schriften der Tarifgruppe 00 vor. 

000 Anordnungen für den Einzelfall 4-500 

001 Beglaubigungen‘: 
Beglaubigung von Abschriften, Fotoko- r pien und dgl. von eigenen’ Urkunden föägsgtifigäigefiieäfg 

Erteilung des Origi- 
nals vorgesehene Ge- 

mindestens 
4DM. Ist die Ertei- 
lung des Originals ge- 
bührenfrei, beträgt 
die Gebühr 1 DM je 
angefangene Seite, 
mindestens 4 DM. 
Werden mehrere 
gleichlautende Ab- 
schriften‚ Fotokopien 
u. dgl. gleichzeitig be- 
glaubigt, so kann die 
für die zweite und je- 
de weitere Beglaubi 
gung zu erhebende 
Gebühr aufdie Hälfte, f jedoch nicht aufweni- 
ger als 4 DM ermäßigt 
werden. 

002 Bescheinigungen: 
l. Erteilung einer Bescheinigung über kostenfrei (vgl. Bek 

steuerlich absetzbare Spenden vom 31, l0. 1978, 

2. Erteilung einer sonstigen Bescheini- 
gung 

MABl S. 918, zuletzt 
geändert durch Bek 
vom 20. l0. 198l. 
MABl S. 640) 
4- 100 

l Die Beglaubigung anderer als eigener Urkunden sowie von Unterschriften und Handzeichen ist, 
soweit die Gemeinden dafür zuständig sind (vgl. 51 der Verordnung uber die zur amtlichen 
Beglaubigung befugten Behörden— BayRS 20l0-l-l-I — in Verbindung mit Art. 33. 34 BayVwVfG). 
dem übertragenen Wirkungskreis zuzurechnen. 

2 Tarif-Nr. 00i gilt auch, wenn eine Verwaltungsgemeinschaft Urkunden einer Mitgliedsgemeinde 
beglaubigt.

~



Tarif- Tarif- Gebühr 
gmppe Nr. 

Gegenstand DM 

0 O03 Einsicht in Akten und amtliche Bücher: ‘ 

Einsicht in Akten und Bücher, soweit die- 1 

se nicht in einem gebührenpflichtigen je Akt oder Buch. 
Verfahren gewährt wird. mindestens 3 DM 
Die Gebühr erhöht sich um' die Hälfte. 
wenn seit dem Abschluß der Akten oder 
Bücher mehr als zehn Jahre vergangen 
sind. Gebührenfrei ist die Einsicht in 
Rechtsvorschriften. Flächennutzungsplä- 
ne und ähnliche für die Unterrichtung der 
Öffentlichkeit bestimmte Schriftstücke 
oder Pläne 

r 004 Fristverlängerungen: 
l. Verlängerungen einer Frist, deren Ab- Vio-‘A der für die Ge- 

lauf einen neuen Antrag auf Erteilung nehmigung. Erlaub- 
einer gebührenpflichtigen Genehmi- nis oder Bewilligung 
gung, Erlaubnis oder Bewilligung erfor- vorgesehenen Ge- 
derlich machen würde bühr, mindestens 

4 DM 
2. Fristverlängerung in anderen Fällen 4-50 

005 Zweitschriften: 
Erteilung einer Zweitschrift Vio- V2 

der für die Erstschrift 
vorgesehenen Ge- 
bühr, mindestens 
4DM. Ist für die Erst- 
schrift eine Gebühr 
von 1 bis 4 DM vorge- 
sehen. so ist diese Ge- ’ bühr zu erheben; ist 
die Erteilung der Erst- 
schrift gebührenfrei, 
so beträgt die Gebühr 
1 DM je angefangene 
Seite. mindestens 
4 DM. 

006 Niederschriften: 5 — 50 
für jede angefangene 
Stunde 

Besondere Amtshandlungen 
02 Hauptverwaltung 

020 Gemeindeordnung 5 — 1500 
Genehmigung zur Führung gemeindlicher 
Wappen und Fahnen (Art. 4 Abs. 3 GO)



Tarif» 
EWPDE 

Tarif» 
Nr. Gegenstand Gebühr DM 

02 

03 

ll 

021 

030 
031 

110 

lll 

Amtshandlungen im Vollstreckungsver- 
fahren 
1. Androhung von Zwangsmitteln (Art. 36 
VwZVG), soweit sie nicht mit dem Ver- 
waltungsakt verbunden ist. durch den 
die Handlung, Duldung oder Unterlas- 
sung aufgegeben wird 

2. Anwendung der Zwangsmittel Ersatz- 
Vornahme (Art. 32, 35 VwZVG) oder un< 
mittelbarer Zwang (Art. 34. 35 VwZVG) 

3.Pfändungsbeschluß gemäß Art. 26 
Abs. 5 VwZVG 

4. Entscheidung über unzulässige oder un- 
begründete Einwendungen gegen die 
Vollstreckung, die den zu vollstreckem 
‚den Anspruch betreffen (An. 21 
VwZVG) 
4.0 bei Geldansprüchen 

4.1 sonst 

Finanzverwaltung 
‘Nfitteilung von Besteuerungsgrundlagen“ 
Anmahnung rückständiger Beträge‘ 

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen 
(insbesondere im Vollzug des LSWG, des 
BayIMSchG und der aufgrund dieser Ge- 
setze ergangenen Verordnungen)" 
Erteilung einer Erlaubnis oder Ausnahme- 
bewilligung 
Nachträgliche Auflagen, Zurucknahme 
oder Widerruf einer Erlaubnis oder Aus- 
nahmebewilligung‘ 

20——10O 

40 — 2000 

1 Pfändungsgebühr 
nach €339 Abs. 4 Ab- 
gabenordnung (AO) 

V2 Pfändungsgebühr 
nach 5339 Abs. 4 AO, 
mindestens l0 DM 
10-200 

lO—l000 

l0—500 

3 Im Bedarfsfall k0nnen hierdie gleichen Regelungen wie m TarifNr. 2 des staatlichen Kostenver 
zeichnisses aufgenommen werden. 

4 Gilt auch für Anmahnung durch öffentliche Bekanntgabe nach 5 122 Abs. 3. 4 AO 
5 vgl. Nrn. 1.3.2.1 und 1.3.22 der vorstehenden Bekanntmachung. 
6 Es ist jeweils im Einzelfall zu prüfen, ob nicht nach Art. 22 Abs. 2 KG in Verbindung mit Art. 3 

Abs. 1 Nr. 2 KG von einer Kostenerhebung abzusehen ist.



Tarif- Tarif- Gebühr 
gmppe N‘: Gegenstand DM 

12 Feuerbeschau 
120 Allgemeine Feuerbeschau (55 Abs. 1 der kostenfrei nach Art. 3 

Verordnung über die Feuerbeschau - FBV Abs. 1 Nr. 2 KG 
—, BayRS 215-2-4-1) 

121 Außerordentliche Feuerbeschau 
(55 Abs. 2 FBV), 
a) wenn keine oder nur geringfügige Män- kostenfrei nach Art. 3 

gel festgestellt werden Abs. 1 Nr. 2 KG 
b) wenn erhebliche Mängel festgestellt 5-300 

werden 
122 Nachschau (5 8 FBV) 

a) wenn bei der Feuerbeschau geringfügi- kostenfrei nach Art. 3 
ge Mängel festgestellt werden Abs. 1 Nr. 2 KG 

b) wenn bei der Feuerbeschau erhebliche 5-300 
Mängel festgestellt werden 

123 Anordnung (5 9 FBV) 10 - 600 

6 Bau- und Wohnungswesen, Verkehr 
61 Vollzug des Bundesbaugesetzes (BBauG) 

und des Städtebauförderungsgesetzes 
(StBauFG) bzw. des Baugesetzbuches 
(BauGB)’ 

610 Ausübung des Vorkaufsrechts (5 24 Abs. 4 kostenfrei nach Art. 3 
Satz 1 BBauG; 517 Abs. 1 Satz 2 StBauFG Abs. 1 Nr. 2 KG 
- 5 28 Abs. 2 Satz 1, 5524 ff. BauGB —) 

611 Herabsetzung des Verkaufspreises auf den kostenfrei nach Art. 3 
Verkehrswert (5 28a BBauG — 528 Abs. 3 Abs. 1 Nr. 2 KG BauGB -) 

612 Erteilung eines Negativzeugnisses (5 24 3-20 
Abs. 5 Satz 3 BBauG; 517 Abs. 1 Satz 2 
StBauFG — 528 Abs. 1 Satz 3, 55 24 ff. BauGB -) 

613 Gebote nach 55 39 b bis 39 e BBauG (55 176 kostenfrei nach Art. 3 
bis 179 BauGB) Abs. 1 Nr. 2 KG 

62 Wohnungsaufsicht 
620 Veranlassung der Beseitigung von Miß— kostenfrei nach An. 3 

Ständen (Art. 3, 4, 12 Abs. 3 Sätze 1 und 2 Abs, 1 Nr. 2 KG 
WoAufG) 

621 Anordnung der Beseitigung von Mißstän- 4-500 

7 vgl. auch Nrn. 1.5.1 und 1.5.2 der vorstehenden Bekanntmachung. 

den (Art. 3, 4, 12 Abs. 3 Satz 3 WoAufG)



Tarif- Tarif- 
gnippe Nr. 

Gegenstand Gebühr DM 

63 

630 

63l 

632 

633 

67 

670 

67l 

70 
700 

701 

702 

703 

73 
730 

Vollzug des Bayerischen Straßen- und 
Wegegesetzes (BayStrWG) 
Erlaubnis für Sondernutzungen an ge- 
meindlichen Straßen. Wegen und Plätzen 
(Art. 18, 19 und 22a BayStrWG) 
Anordnung nach Art. 18a Abs. 1 Satz l 

BayStrWG 
Ersatzvornahme nach Art. 18a Abs. 1 

Satz 2 BayStrWG 
Bescheid über die Umlegung des Auf- 
wands aus der Baulast für öffentliche Feld- 
und Waldwege auf die Beteiligten (Art. 54 
Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 2 BayStrWG) 

Straßenreinigungs- und -sicherungsver- 
ordnung‘ 
Befreiung von in der Verordnung festge- 
legten Verboten’ 
Befreiung oder sonstige angemessene 
Regelung wegen unbilliger Härte” 

Öffentliche Einrichtungen, 
Wirtschaftsförderung 
Allgemeine Amtshandlungen“ 
Befreiung vom Anschluß- und/oder Be» 
nutzungszwang 
Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung 
aufgrund einer Satzung 
Nachträgliche Auflagen, Rücknahme bzw. 
Widerruf einer Erlaubnis oder Ausnahme- 
bewilligung nach Tarif-Nr. 70l” 
Anordnung zur Erfüllung einer satzungs 
mäßigen Verpflichtung 

Besondere Amtshandlungen 
Marktwesen (ä 69 GewO) 
Zuweisung, Ausnahmebewilligung 

vgl. 5 12 Abs. 1 des Verordnungsmusters 
vgl. 5 l2 Abs. 3 des Verordnungsmusters 
Gilt für Tarifgruppen 7 und 8 
Es ist jeweils im Einzelfall zu prüfen, o 
Abs. 1 Nr. 2 KG von einer Kostenerhebung abzusehen ist. 

5— 100 

4-500 

40- 2000 

kostenfrei nach Art. 3 
Abs. 1 Nr. 2 KG 

4-300 

4-100 

4-300 

4-1000 

4-500 

4—500 

4-100 

vgl. Verordnungsmuster (Anlage 1 der Bek vom 5.6.1976, MABI S. 473) 

b nicht nach Art. 22 Abs. 2 KG in Verbindung mit Art. 3



Tarif- 
‚ 

Gebühr 
gmppe Nr‘. Gegenstand DM 

731 Nachträgliche Auflagen, Zurücknahme 4-100 
einer Zuweisung oder Ausnahmebewilli» 
gungxz 

75 Bestattungswesen (Friedhof). 
750 Genehmigung zur Vornahme gewerb1i- 4—750 

cher Arbeiten im Friedhof 
751 Genehmigung zum Befahren des Fried- 4- 150 

hofs mit Fahrzeugen 
752 Genehmigung zur Errichtung eines Grab- 4— 150 

mals, einer Einfriedung und sonstiger bau- ? licher Anlagen und Genehmigung von An- 
derungen solcher Anlagen 

753 Genehmigung aufgrund einer Gemeinde- 4—500 
Verordnung 

754 Einzelanordnung aufgrund einer Gemein. 4 — 500 
deverordnung 

76 Sonstige öffentliche Einrichtungen 
(einschl. Abwasserbeseitigung) 

760 . der Benutzung von Ein- 4—15O 
Schnittstellen‘ 

8 81 Wasserversorgimg 
810 Anordnung der Wassersperre“ 4- 100 

13 Die Rechtsgrundlage kann in der Entwässerungssatzung geschaffen werden (Muster für eine 
gemeindliche Entwässerungssatzung in der Anlage der Bek vom 29, 11. 1974, MABl S. 911, 
berichtigt 1975 S. 64). 

14 vgl. 5 15 Abs. 3 des Satzungsmusters (Anlage der Bek vom 7. 10.1981, MABI S. 608)



87 Kanugm A bgaben 

Kommunale Abgaben 
Wem fließen Säumniszusehläge und Mahngebühren bei einer 
Verwaltungsgemeinschaft zu? 

Mit der Frage, ob Saumniszuschläge und Mahngebühren. die von einer Ver- 
waltungsgemeinschaft festgesetzt werden, dieser zufließen oder ob sie vielmehr 
der betreffenden Mitgliedsgemeinde zustehen, der auch die Hauptleistung ge- 
bührt, hat sich das Bayerische Staatsministerium des Innern in seinem 
unten vermerkten Schreiben vom 12.10.1983 befaßt. Diesem Schreiben ist 

folgendes zu entnehmen: 

I. Säumnilszuschlage 

Säumniszuschlage fließen der verwaltenden Körperschaft zu. Verwaltende 
Korperschaft ist diejenige Körperschaft, der auch die Hauptforderung zu- 

steht, für deren verspätete Entrichtung der Säumniszuschlag gefordert wird. Bei 
Steuern, Herstellungsbeitragen und Benutzungsgebühren ist verwal- 

tende Körperschaft somit die Mitgliedsgemeinde. Wortlich heißt es dazu in 
dem Schreiben des Ministeriums: 

„Saumniszuschlage sind steuerliche Nebenleistungen (5 3 Abs. 3 AO und Art. 
l3 Abs. l Nr. Ib KAG). Die steuerlichen Nebenleistungen — ausgenommen das 
Aufkommen der Zinsen — fließen der verwaltenden Korperschaft zu (5 3 Abs. 4 

AO). Bei der Erhebung von Abgaben — z.B. von Realsteuern —, die der Mit- 
gliedsgemeinde einer Verwaltungsgcmeinschaft zufließen. führt die Verwaltungs- 
gemeinschafi die Aufgaben nach Art. 4 Abs. 2 Satze 3 und 4 VGemO als Behör- 
de der Mitgliedsgemeinde nach deren Weisung aus (Art. ‚ 4 Abs. 2 Satz 2 

VGemO). Verwaltende Körperschaft im Sinne von 5 3 Abs. 4-AO ist daher nicht 
. die Verwaltungsgemeinschaft, sondern die Mitgliedsgemeinde. der die Abgaben 
zufließen. Die Folge ist, daß auch die Saumniszuschläge für diese gemeindliche 
Abgabe der jeweiligen Mitgliedsgenieinde zustehen. Das gleiche gilt für Saum- 
niszusehlage für das Kostenaufkommen aus den Aufgaben des übertragenen 
Wirkungskreises. die den Mitgliedsgemeinden übertragen sind. Soweit die 

Hauptforderung eine Einnahme der Verwaltungsgemeinschaft l5l — z. B. Kosten 
für eine Verwaltungstatigkeit der Verwaltungsgemeinschaft (Art. l Abs. 2 KG) 
— fließen auch die Säumniszuschlage der Verwaltungsgemeinschaft zu." 

2. Mahngebühren 

Auch die Mahngebühren sind in der Regel als Einnahmen der Mitglieds- 
gemeinden anzusehen. Hierzu führt das Ministerium aus: 
„Mahngebühren sind Kosten im Sinne des Kostengesetzes (vgl. Art. l Abs. l 

KG). Soweit nun die Verwaltungsgemeinschaftskasse Abgaben anmahnt, die ei- 
ner Milgliedsgemetnde zustehen, handelt die Verwaltungsgemeinschaftskasse als 
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Behörde der jeweiligen Mitgliedsgemeinde (Art. 4 Abs. 2 VGemO i.V. mit 5 46 
KommHV). Rechtsgrundlage für die Erhebung von Mahngebühren für eine Tä- 
tigkeit im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde ist grundsatzlich eine nach Art. 

22 KG erlassene Kostensatzung. Kostenglaubigerin ist daher die Mitgliedsge- 

meinde und nicht die Verwaltungsgemeinschaft mit der Folge. daß die Mahnge- 
buhren der jeweiligen Mitgltedsgemeinde zufließen (Art. 22 Abs. l Satz l KG). 

Das Aufkommen an Mahngebühren aus den Aufgaben des übertragenen Wir- 
kungskreises. die den Mitgliedsgemeinden gesondert zugewiesen sind (z.B. 

Sperrstundenregelung nach 5 l9 GastV)‚ fließt ebenfalls den Mitgliedsgemeinden 

zu (Art. I Abs. 2 KG), Rechtsgrundlage für die Kosienerhebung ist hier Art. I 

Abs l zweiter Halbsatz KG. v 

Der Verwaltungsgemeinschaft fließen lediglich die Mahngebühren aus ihrer 
Verwaltungstatigkeit im ubertragenen Wirkungskreis zu (Art. l Abs. 2 KG)." 

3. Die Verwulrungsgemeinschaf/ und die MiIg/iedsgemetnden k0nnen 

eine abweichende Regelung vereinbaren 

Hierzu vertritt das Ministerium die folgende Auffassung: 

„lm übrigen ist es unseres Erachtens nach geltendem Recht mit Einverständ- 

nis aller Beteiligten auch möglich. Säumniszuschlage und Mahngebühren, die 
der jeweiligen Mitgliedsgemeinde zustehen, der Verwaltungsgemeinschaft 

zuflie- 

flen zu Passen. Diese Betrage mindern dann den ungedeckten Bedarfder Verwal- 

tungsgemeinschafi." 
Schreiben des Bayer Staatsministeriums des Innern vom lZ.lO.I98J — l B 
4 — 3026 — l/l (79) 

Gemeindekasse l984/87 EÄpl-i 93 (930) 
O5 (057) 

Kommunale Bauvorhaben 
Abrechnung von Bauleistungen; zur Beweislast bei Streit über die 
Höhe der vereinbarten Vergütung 

Durch den Werkvertrag (Bauvertrag) wird der Unternehmer zur Herstellung 

des versprochenen Werks, der Besteller zur Entrichtung der vereinbarten 
Vergü- 

tung verpflichtet (5 63l Abs. l BGB). Wie die Vergütung berechnet wird, ist der 

freien Vereinbarung der Vertragsparteien überlassen, Liegt dem Bauvertrag die 
VOB. Teil B zugrunde, gelten entsprechend 5 2 VOB/B besondere BereChnUnES- 
Vorschriften. Nach 52 Nr. 2 VOB/B wird die Vergütung nach den vertraglichen 
Einheitspreisen und den tatsachlich ausgeführten Leistungen berechnet. wenn 

keine andere Berechnungsart (z.B. durch Pauschalsumme, nach Stundenlohn- 

Sätzen, nach Selbstkosten) vereinbart ist. 
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